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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In seiner Sitzung vom 19. November 2011 erteilte das Präsidium der Paritätischen 
Parlamentarischen Versammlung AKP-EU dem Ausschuss für soziale 
Angelegenheiten und Umweltfragen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Geschäftsordnung 
die Genehmigung zur Ausarbeitung eines Berichts zum Thema „Bedeutung des 
Zugangs zu Energie für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und für die 
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele“.

In seiner Sitzung vom 22. März 2012 benannte der Ausschuss für soziale 
Angelegenheiten und Umweltfragen Manuel Jímenez (Dominikanische Republik) und 
Horst Schnellhardt als Ko-Berichterstatter.

Der Ausschuss für soziale Angelegenheiten und Umweltfragen prüfte den 
Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 26. Mai 2012 und 19. September 2012.

In der letztgenannten Sitzung nahm er den beigefügten Entschließungsantrag an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: ...

Der Entschließungsantrag wurde am ... eingereicht.
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ENTWURF EINES ENTSCHLIESSUNGSANTRAGS

zum Thema „Bedeutung des Zugangs zu Energie für eine nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung und für die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele“

Die Paritätische Parlamentarische Versammlung AKP-EU,

– auf ihrer Tagung in Paramaribo (Suriname) vom 26. bis 28. November 2012,

– gestützt auf Artikel 18 Absatz 1 ihrer Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf das AKP-EG-Partnerschaftsabkommen („Abkommen von Cotonou“), 
insbesondere Artikel 32 Absatz 1 über Umwelt und natürliche Ressourcen und Artikel 
32A über den Klimawandel,

– unter Hinweis auf die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen auf ihrer
fünfundsechzigsten Tagung angenommene Resolution zum „Internationalen Jahr der 
nachhaltigen Energie für alle“ (A/RES/65/151, New York, 20. Dezember 2010),

– unter Hinweis auf die 2005 eingerichtete AKP-EU-Energiefazilität, ein 
Kofinanzierungsinstrument zur Unterstützung von Projekten zur Förderung des Zugangs 
zu nachhaltigen und erschwinglichen Energiedienstleistungen für die Armen, die in AKP-
Ländern in ländlichen und stadtnahen Gebieten leben,

– unter Hinweis auf die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen auf ihrer 
fünfundfünfzigsten Tagung angenommene Resolution zur Millenniumserklärung der 
Vereinten Nationen (A/RES/55/2, New York, 8. September 2000),

– unter Hinweis auf Ziffer 16 des gemeinsamen afrikanischen Standpunkts zu Rio+20, der 
am 25. Oktober 2011 von der Afrikanischen Union angenommen wurde 
(E/ECA/CFSSD/7/Min./3),

 unter Hinweis auf die auf der 37. Tagung in Port Vila vom 14.-15. Juni 2012 vom AKP-
EU-Ministerrat angenommene gemeinsame Erklärung zu Rio+20,

– unter Hinweis auf die auf der Konferenz der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro vom 
20.-22. Juni 2012 über nachhaltige Entwicklung angenommene Erklärung mit dem Titel: 
„Die Zukunft, die wir wollen“,

– unter Hinweis auf das auf dem Gipfeltreffen der afrikanischen Staats- und 
Regierungschefs der Afrikanischen Union vom 23.-30. Januar 2012 in Addis Ababa 
angenommene Programm der Kommission der Afrikanischen Union zur Entwicklung der 
Infrastrukturen in Afrika (PIDA), 
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– unter Hinweis auf die Erklärung des ersten Hochrangigen Treffens der Afrika-EU 
Energiepartnerschaft, das vom 14.-15. September 2010 in Wien stattfand,

– unter Hinweis auf die Initiative der Kommission mit dem Titel: „Energie für die 
Entwicklung“ (IP/12/372) vom 16. April 2012 im Rahmen der Energiepartnerschaft 
Afrika-EU,

– unter Hinweis auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. Februar 2012 
über die EU-Entwicklungszusammenarbeit zur Verwirklichung des Ziels eines 
„universellen Zugangs zu Energie bis 2030“1,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zur 
Energieversorgungssicherheit und internationalen Zusammenarbeit – „Die EU-
Energiepolitik: Entwicklung der Beziehungen zu Partnern außerhalb der EU“ 
(COM(2011)0539),

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses des Europäischen 
Parlaments für den Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie des Europäischen 
Parlaments zur Entwicklung einer energiepolitischen Zusammenarbeit mit Partnern 
außerhalb der EU: ein strategischer Ansatz für eine sichere, nachhaltige und 
wettbewerbsfähige Energieversorgung (2012/2029(INI)),

A. in der Erwägung, dass schätzungsweise 1,5 Milliarden Menschen, d.h. 20 % der 
Weltbevölkerung, keinen Zugang zu Strom haben, und in der Erwägung, dass fast all 
diese Menschen in ländlichen Gebieten in Entwicklungsländern leben;

B. in der Erwägung, dass ungefähr 3 Milliarden Menschen Biomasse zum Kochen und 
Heizen verbrennen und jährlich schätzungsweise 1,5 Millionen Menschen wegen des 
Rauchs, der aus den Öfen quillt, einen vorzeitigen Tod sterben; 

C. in der Erwägung, dass ein schlechter Zugang zu moderner Energie die Produktivität in 
der Landwirtschaft beeinträchtigt, sich negativ auf den regionalen Handel und die 
regionale Integration auswirkt und die Schaffung von Arbeitsplätzen und 
Unternehmertum behindert;

D. in der Erwägung, dass durch die Abhängigkeit von herkömmlichen Energieträgern die 
Zahl der Arbeitsstunden, die für das Sammeln von Wasser und Brennholz aufgewendet 
werden, erheblich erhöht und das Recht der Kinder auf Bildung missachtet wird und die 
Frauen daran gehindert werden, Tätigkeiten auszuüben, aus denen sie Einnahmen 
erzielen können;

E. in der Erwägung, dass das Fehlen einer modernen und zuverlässigen Energieversorgung 
die Qualität der Gesundheitsdienste beeinträchtigt, weil dadurch die Nutzung moderner 
Diagnose- und Therapieverfahren verhindert wird;

                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0029.
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F. in der Erwägung, dass es ohne eine moderne und zuverlässige Energieversorgung nicht 
möglich ist, die Kühlkette sicherzustellen, mit deren Hilfe Impfstoffe und Arzneimittel 
konserviert und befördert werden können, die unerlässlich sind, um das Vieh und die 
Menschen gesund zu erhalten;

G. in der Erwägung, dass AKP-Länder ein enormes Potential an Energieversorgung haben, 
insbesondere im Bereich der erneuerbaren Energien, sowie in der Erwägung, dass die 
Erzeugung von Energie hohe nachhaltige und langfristige private und öffentliche 
Investitionen erfordert;

H. in der Erwägung, dass die Voraussetzungen für die Erzeugung und den Vertrieb von 
Energie in der AKP-Ländern sehr unterschiedlich sind, und dass die Lösungen, mit denen 
der Zugang zu Energie verbessert werden soll, diese Unterschiede berücksichtigen 
müssen;

I. in der Erwägung, dass das Potential, die verfügbaren erneuerbaren Energieträger in den 
AKP-Ländern auszuschöpfen, durch den Mangel an erschwinglichen Technologien im 
Bereich der erneuerbaren Energien eingeschränkt wird; 

1. fordert alle Beteiligten auf, ein stärkeres Bewusstsein für die Notwendigkeit eines 
allgemeinen Zugangs zu Energie zu entwickeln und dessen Bedeutung für die Erreichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele anzuerkennen; weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
ein verbesserter Zugang zu modernen Energiediensten einen Beitrag zu den Bemühungen 
um eine nachhaltige Entwicklung leistet; 

2. unterstützt Vorschläge zur Aufnahme des „allgemeinen Zugangs zu Energie“ in ein neues 
Paket von Millenniums-Entwicklungszielen nach 2015; 

3. erkennt an, dass die Europäische Union in den letzten zehn Jahren bereits mehr als 
1 Milliarde Euro bereitgestellt hat, um den Zugang zu Energie in den 
Entwicklungsländern zu verbessern; fordert die Kommission auf, gemeinsam mit ihren 
AKP-Partnern die mit Hilfe dieser Mittel beim Zugang zu Energie erzielten Fortschritte 
zu überwachen und dabei überprüfbare und zuverlässige Indikatoren zu verwenden;

4. fordert die Entwicklungspartner, darunter die Europäische Union, auf, ihre Mittel 
zielgerichtet zur Verbesserung der Konnektivität zwischen den Haushalten und großen 
und intelligenten Netzen einzusetzen; weist mit Nachdruck darauf hin, dass Innovationen 
in Energieprodukte getätigt werden müssen, die für die Region geeignet sind, und dass in 
ihre Einführung investiert werden muss; 

5. fordert die Regierungen der AKP-Staaten auf, den sicheren Zugang der Endnutzer zu 
erschwinglicher, moderner Energie zu verbessern und eine faire Verteilung von 
Energiedienstleistungen und ein echtes integratives Wachstum sicherzustellen;

6. fordert, den Transfer von erschwinglichen Technologien im Bereich der erneuerbaren 
Energien und Innovationen in AKP-Staaten zu unterstützen und zu fördern;
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7. weist mit Nachdruck darauf hin, dass besondere Maßnahmen zur Verbesserung des 
Zugangs zu Energie ergriffen werden sollten, damit auch die ärmsten Mitglieder der 
Gesellschaft von diesen Entwicklungen profitieren können;

8. fordert, dass die AKP-EU-Energiefazilität im Rahmen des nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmens für den Zeitraum 2014-2020 weiterhin unterstützt wird;

9. bekräftigt, dass die AKP-Staaten das Recht haben, ihren eigenen Energiemix festzulegen 
und fordert sie auf, ihre Energiepolitik in Strategiepapieren zu formulieren;

10. fordert die AKP-Staaten über ihre jeweiligen nationalen Anweisungsbefugten auf, den 
allgemeinen Zugang zu Energie als Entwicklungspriorität zu betrachten und Energie als 
Schwerpunkt ihrer Strategiepapiere zur Armutsbekämpfung zu fördern;

11. fordert die EU auf, die AKP-Staaten beim Aufbau ihrer institutionellen und technischen 
Kapazitäten zu unterstützen; weist mit Nachdruck auf die Bedeutung zuverlässiger 
Rechtsrahmen und der Achtung der Rechtsstaatlichkeit als Voraussetzung für 
Auslandsinvestitionen hin; fordert die AKP-Staaten auf, fundierte Entscheidungen über 
die geeigneten Geschäftsmodelle zu treffen, um das Angebot auf die Nachfrage
abzustimmen; fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, die AKP-Staaten beim Austausch von 
bewährten Verfahren und Wissen über geeignete Technologien zu unterstützen;

12. fordert alle Interessenträger auf, eine ausgewogene Mischung großer Projekte und 
dezentralisierter Projekte zu fördern, mit dem Ziel, Zugang zu erschwinglichen 
Energiedienstleistungen in den AKP-Ländern zu gewährleisten;

13. erinnert daran, dass Transparenz und gute Regierungsführung die Grundlage für die 
Entwicklungszusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten und der EU bilden, auch was 
den Zugang zu Energie betrifft;

14. fordert die EU auf, im Rahmen der öffentlichen Entwicklungshilfe der EU private 
Auslandsinvestitionen in Energieinfrastrukturen und -dienstleistungen zu fördern, indem 
sie öffentlich-private Partnerschaften aufbauen oder Darlehensgarantieprogramme mit 
Banken auflegen;

15. weist mit Nachdruck darauf hin, dass der Schwerpunkt der Entwicklungszusammenarbeit 
zwischen den AKP-Staaten und der EU im Bereich der Energie darauf gelegt werden 
sollte, mehr Energie in mehr Gebiete zu liefern sowie auf die Qualität der 
Energieversorgung und auf die Energieeffizienz;

16. beauftragt ihre Ko-Präsidenten, diese Entschließung dem AKP-EU-Ministerrat, dem 
Europäischen Parlament, der Europäischen Kommission, dem Vorsitz des Rates der 
Europäischen Union, der Afrikanischen Union, dem Panafrikanischen Parlament und dem 
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zu übermitteln.


